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KZVen nehmen Berufsausübungsformen  
kritisch unter die Lupe – mit teuren Folgen

Praxis und Recht: Rechtsmissbräuchliche Nutzung der Rechtsform einer Praxisgemeinschaft und rechtliche Folgen

Praxisgemeinschaften sind Zu-
sammenschlüsse von Zahn-/
Ärzten, bei denen die Selbststän-
digkeit der Gesellschafter regelmä-
ßig hoch ist. Zahn-/Ärzte schätzen 
an dieser Rechtsform häufig die 
weitgehende Unabhängigkeit von 
den Mitgesellschaftern, denn die 
Verbindung ist weniger eng als in 
einer Berufsausübungsgemein-
schaft (im folgenden BAG). Praxis-
gemeinschaften enthalten häufig 
vertragliche Regelungen, die der 
einer BAG ähneln.

In der Vergangenheit wurden 
solche Zusammenschlüsse teilwei-
se von Beratern empfohlen, weil 
man angeblich in jeder Praxis die 
Ordinationsgebühren im selben 
Quartal bei den selben Patienten 
abrechnen könne. Häufig wird die 
Praxisgemeinschaft noch dazu mit 
einem sogenannten „Gewinnpoo-
ling“ versehen. Bei einer solchen 
oder ähnlichen Gestaltung erweist 
sich die Rechtsform der Praxisge-
meinschaft als rechtsmissbräuch-
lich.

Stellt die zuständige Kassen-
zahnärztliche Vereinigung dies 
fest, so wird es für alle Beteiligten 
höchst unangenehm. Zum einen 
muss ein Teil der Honorare für die 
letzten vollen vier Jahre zurückge-
zahlt werden. Zum anderen drohen 
Disziplinarverfahren bis hin zum 
Entzug der Zulassung (Paragraf 95 
Absatz 6 SGB V).
Praxisgemeinschaft: „Bei der Pra-
xisgemeinschaft handelt es sich 
um eine Organisationsgemein-
schaft, die nicht der gemeinsamen, 
in der Regel jederzeit austausch-
baren ärztlichen Behandlung an 
gemeinsamen Patienten dient“ 
(vergleiche Bundessozialgericht – 
BSG, Beschluss vom 5. November 
2008, Az.: B 6 KA 17/07 B). Organi-
sationsgemeinschaft bedeutet, 

dass Räume und Einrichtung so-
wie Hilfspersonal durch mehrere 
Zahn-/Ärzte gemeinsam genutzt 
werden, um die Kosten für jeden 
der Teilnehmer zu senken. Jeder 
Arzt führt seine eigene Praxis 
selbstständig, erhält bei der KZV 
eine eigene Abrechnungsnummer, 
hat seinen eigenen Patienten-
stamm und benutzt seine eigene 
Patientenkartei. Der Behandlungs-
vertrag kommt zwischen dem Arzt 
und dem Patienten zustande. 
Charakter der BAG: Bei der BAG 
steht die gemeinsame Einnahmen- 
und Gewinnerzielung im Vorder-
grund. Im Verhältnis zur KZV gibt 
es nur eine Abrechnungsnummer. 
Der immaterielle Wert der BAG 
steht den Partnern gemeinsam zu. 
Auch ist eine einheitliche Führung 
der Patientenkartei typisch, da der 
Behandlungsvertrag zwischen der 
Berufsausübungsgemeinschaft 
und dem Patienten zustande 
kommt.

Vorsicht bei Sprechzeiten 
„rund um die Uhr“

Missbräuchliche Gestaltung: Was 
spricht für eine missbräuchliche 
Gestaltung der Praxisgemein-
schaft? Nach der mittlerweile recht 
umfassenden Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts (BSG) sind 
die Grenzen von der Praxisgemein-
schaft zur Berufsausübungsge-
meinschaft schnell überschritten: 
So kann es gegebenenfalls schon 
ausreichend sein, wenn die Praxis-
zeiten zum Beispiel im Internet ge-
meinsam so angekündigt werden, 
dass diese Zeiten von der einzel-
nen Praxis offensichtlich aus per-
sonellen Gründen nicht angeboten 
werden können. Es ist einer Einzel-
praxis schlicht nicht möglich, ei-

nen 24-Stunden-Service anzubie-
ten. Dies ist nach BSG (Beschluss 
vom 5. November 2008, Az.: B 6 KA 

17/07 B) damit zu begründen, dass 
in einem solchen Fall Absprachen 
zwischen den Gesellschaftern er-
forderlich sind, wie sie in einer Be-
rufsausübungsgemeinschaft übli-
cherweise vorgenommen werden.

Grundlegend hat sich das BSG 
bereits in seinem Urteil vom 22. 
März 2006 mit dieser Rechtsfrage 
des Rechtsformmissbrauchs aus-
einandergesetzt (Az.: B 6 KA 76/04 

R). Danach liegt eine rechtsmiss-
bräuchliche Gestaltung einer Pra-
xisgemeinschaft vor, wenn die zwi-
schen der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung und den Spitzen-
verbänden der Krankenkassen ver-
einbarten Richtlinien zum Inhalt 
und zur Durchführung der Ab-
rechnungsprüfungen der KÄV und 
der Krankenkassen hierzu eine 
entsprechende Aussage treffen, die 
überschritten wird. In Paragraf 11 
Absatz 2 wurde seinerzeit geregelt, 
dass für eine Plausibilitätsprüfung 
bereits 20 Prozent Patienteniden-
tität in (teil-)gebietsgleichen/ver-
sorgungsbereichsidentischen be-
ziehungsweise 30 Prozent bei ge-
biets- und versorgungsübergrei-
fenden Praxisgemeinschaften zur 
Annahme einer Abrechnungsauf-
fälligkeit ausreicht. Diese Zahlen 
zur Patientenidentität gelten auch 
für Zahnärzte (BSG, Beschluss vom 
5. November 2008, Az.: B 6 KA 17/

07 B).

In seinen Entscheidungen sprach 
das BSG zunächst davon, dass die 
Überschreitung dieser Zahlen zur 
Patientenidentität ein „Aufgreif-
kriterium“ sei. Danach könnte man 
die Meinung vertreten, dass wei-
tere Kriterien für die rechtsmiss-
bräuchliche Nutzung der Praxisge-
meinschaft hinzutreten müssten. 
Aber das hat das BSG mittlerweile 
anders klargestellt: Es wurde zwi-
schenzeitlich entschieden, dass be-
reits die Überschreitung der oben 
genannten Zahlengrenzen ohne 
Weiteres zum Regress führt (Be-
schluss vom 2. Juli 2014; Az.: B 6 KA 

2/14 B).

Noch hat das BSG nicht festge-
legt, ob auch die Unterschreitung 
dieser Grenzen rechtsmissbräuch-
lich sein kann, wenn weitere Indi-
zien den Missbrauch nahelegen. 
Die KZVen gehen aber davon aus, 
dass unterhalb der Grenzen von 20 
Prozent beziehungsweise 30 Pro-
zent ein Formmissbrauch vorlie-
gen kann, wenn eine ungewöhn-
lich hohe Patientenidentität mit 
weiteren Hinweisen auf den Form-
missbrauch zusammentritt. In sei-
ner Entscheidung vom 8. Dezem-
ber 2010 (Az.: B 6 KA 46/10 B) hat 
das BSG diese Frage ausdrücklich 
offen gelassen. Das heißt aber 
nicht, dass die KZVen Unrecht hät-
ten, vielmehr bleibt eine Entschei-
dung des BSG zu einem solchen 
Fall abzuwarten.

Was sind Kriterien des Rechts-
formmissbrauchs? Kriterien, die 

für die missbräuchliche Verwen-
dung einer Praxisgemeinschaft 
sprechen, können die bereits dar-
gestellte gemeinsame Ankündi-
gung der Praxiszeiten sein. An dere 
in der Praxis festzustellende Krite-
rien sind häufig:
• Gewinnpooling, das heißt das

Zusammenfassen der Ergebnisse 
der Einzelpraxen und Verteilung 
nach einem bestimmten, zwi-
schen den Gesellschaftern ver-
abredeten Schlüssel

• Führung einer einheitlichen Pa-
tientenkartei, denn dann wird 
grundsätzlich der Datenschutz 
nicht eingehalten

• Nutzung einer einheitlichen
EDV-Anlage ohne Trennung der 
Patientendaten mittels Passwort

• Gemeinsamer Auftritt im Inter-
net unter gemeinsamen Namen, 
jedenfalls ohne dass die Tren-
nung der Praxen für die Pati-
enten ersichtlich ist 

• Einheitliches Briefpapier, das im
Verhältnis zu den Patienten ver-
wendet wird

• Einheitliches Praxisschild, auf
dem für den Patienten nicht er-
sichtlich ist, dass es sich um ei-
ne Praxisgemeinschaft handelt

Haftungsrecht und  
Honorarrückforderung

Exkurs Haftungsrecht: Gerade der 
Außenauftritt einer Praxisgemein-
schaft hat aber auch andere erheb-
liche Auswirkungen: Die Recht-
sprechung des Haftungssenats des 
Bundesgerichtshofes (BGH) geht 
nämlich bei einem gemeinschaft-
lichen Auftritt der Gesellschafter 
einer Praxisgemeinschaft davon 
aus, dass es sich haftungsrechtlich 
um eine BAG handelt. In diesem 
Falle haften alle Gesellschafter für 
Behandlungsfehler des anderen 
Gesellschafters unbeschränkt mit 
ihrem gesamten Praxis- und Pri-
vat-Vermögen (vergleiche BGH, Ur-
teil vom 8. November 2005, Az.: VI 

ZR 319/04)!

Dies kann vor allen Dingen dann 
unüberschaubare finanzielle Aus-
wirkungen für alle Zahn-/Ärzte der 
Praxisgemeinschaft persönlich ha-
ben, wenn zum Beispiel der den 
Fehler verursachende Zahn-/Arzt 
vergessen hat, seine Berufshaft-
pflichtversicherung zu zahlen, 
denn dann hat er keinen Versiche-
rungsschutz. Verstirbt dann bei-
spielsweise ein Patient an einem 
anaphylaktischen Schock, so müs-
sen alle Gesellschafter im Außen-
verhältnis für diesen Schaden auf-
kommen. Ob ein Freistellungsan-
spruch gegen den Gesellschafter, 
der den Schaden verursacht, reali-
sierbar ist, ist eine andere Frage.
Wie berechnet die KZV die Hono-

rarrückforderung? Vom BSG „ab-
gesegnet“ wurde die Honorarbe-
richtigung im Wege der sachlich 
rechnerischen Richtigstellung 
(vergleiche BSG vom 22. März 2006, 
Az.: B 6 KA 76/04 R). In seiner ers-

ten Entscheidung ging das BSG da-
von aus, dass den Gesellschaftern 
nicht mehr an Honorar zustand, 
als wenn sie eine Gemeinschafts-
praxis (gleich BAG) gebildet hätten. 
Dementsprechend akzeptierte das 
BSG u.a. die Streichung der Ordi-
nationsgebühren, soweit Patien-
ten identität vorlag.

Später sind die KVen und die 
KZV en allerdings dazu übergegan-
gen, die Rückforderungsbeträge so 
zu errechnen, dass der jeweilige 
Fallwert bei identischen Patienten 
berechnet und zurückverlangt 
wurde. Das BSG hat dies am 17. Feb-
ruar 2016 (Az.: B 6 KA 50/15 B) ak-
zeptiert!

Es ist in der Praxis festzustellen, 
dass die KZVen vermehrt Praxis-
gemeinschaften aufgreifen, insbe-
sondere wenn die Patientenidenti-
täten von 20 Prozent beziehungs-
weise 30 Prozent überschritten 
werden. Insbesondere die Mitge-
sellschafter einer Praxisgemein-
schaft, die die oben angeführten 
weiteren rechtsmissbräuchli-
chen Kriterien erfüllen, müssen 
schnellstmöglich ihren Praxisge-
meinschaftsvertrag und ihr tat-
sächliches Auftreten, insbesonde-
re im Internet, überprüfen, um zu-
mindest für die Zukunft die darge-
stellten Fehler zu vermeiden.
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Rechtsanwalt Thomas 

 Bischoff ist Fachanwalt für 

Medizinrecht und für Handels- 

und Gesellschaftsrecht. Er ist 

Partner der Bischoff & Partner 

PartG und Mitgesellschafter  

der Steuerberatergesellschaf-

ten Prof. Dr. Bischoff & Partner 

in Köln, Chemnitz und Berlin. 

Seine Arbeitsschwerpunkte sind 

die Gründung und Sanierung 

von Zahnarztpraxen. Dazu 

gehört besonders auch die 

Beratung über die Errichtung 

von Berufsausübungsgemein-

schaften und Medizinischen 

Versorgungszentren unter 

Beachtung der zivil- und 

steuerrechtlichen Aspekte 

sowie des Vertragszahnarzt-

rechtes und der Berufsordnung 

und vertragliche Umsetzung. 

Bei Streitigkeiten in diesem 

Zusammenhang vertritt er 

Zahnärzte auch vor Gericht. 

Kontakt unter E-Mail tb@

bischoffundpartner.de.
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